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WÖCHENTLICHER AKTIVITÄTSINDEX (BBK) UND BIP-WACHSTUM

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Bruttoinlandsprodukt (Quartale, linke Skala)

Wöchentlicher Aktivitätsindex (rechte Skala)
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Geopolitische Risiken dämpfen Konjunkturperspektiven 

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
März 2026

Konjunkturelle Erholung verliert an Dynamik. Zu Jahresbeginn haben sich wichtige Konjunkturindikatoren wie Industrie-
produktion, Auftragseingänge und Einzelhandelsumsätze spürbar abgeschwächt. Seit Anfang März wird die Konjunktur 
zudem durch die drastischen Preissteigerungen bei Rohöl und Erdgas infolge des Krieges im Nahen Osten belastet. Die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung ist damit wesentlich von Fortgang und Dauer des Konflikts sowie der faktischen Sper-
rung der Straße von Hormus abhängig. 

Gesamtwirtschaft

AUSSENHANDEL (WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)
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ImporteExporte

Außenhandel startet mit Minus in das neue Jahr. Die nomi-
nalen Waren- und Dienstleistungsausfuhren gaben im 
Januar spürbar nach. Einem deutlichen Rückgang der 
EU-Exporte stand dabei eine kräftige Expansion der Aus-
fuhren in die USA gegenüber. Die nominalen Einfuhren von 
Waren- und Dienstleistungen verzeichneten im Januar 
einen noch deutlicheren Rücksetzer als die Ausfuhren. Die 
Folgen des Iran-Konflikts dämpfen die Stimmung von Kon-
sumenten, Produzenten und Investoren und damit auch die 
Absatzperspektiven deutscher Unternehmen.

Außenwirtschaft
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GfK-Konsumklima  (linke Skala)

GFK-KONSUMKLIMA UND EINZELHANDEL 
OHNE KFZ
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven 
und negativen Antworten Einzelhandel ohne Kfz, Monate, 
Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt 

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)

Einzelhandel ohne Kfz (rechte Skala)
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ARBEITSLOSE UND ERWERBSTÄTIGE (INLAND)
Arbeitslose, Monate, saisonbereinigt absolut (in 1000) 
Erwerbstätige, Monate, saisonbereinigt, absolut (in 1000), 
Veränderung zum Vormonat

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)
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PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE 
Monate, Volumenindex 2021 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Industrie Baugewerbe
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Erlöse im Einzelhandel zu Jahresbeginn leicht rückläufig. 
Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) 
sind im Januar im Vormonatsvergleich um 1,0 Prozent 
gesunken. Im Vorjahresvergleich verzeichneten sie jedoch 
ein Plus von 1,3 Prozent. Die deutlichen Energiepreisstei-
gerungen infolge des Konflikts im Nahen Osten dürften 
die Unsicherheit bei Verbraucherinnen und Verbrauchern 
erhöhen und das Konsumklima kurzfristig spürbar 
dämpfen. 

Konjunkturelle Impulse kommen bisher nicht am Arbeits­
markt an. Auch im Februar verharrte die saisonbereinigte 
Arbeitslosigkeit etwa auf Vormonatsniveau. Gleichzeitig 
nahm die Zahl der Erwerbstätigen im Januar weiter leicht 
ab. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ver-
zeichnete im Dezember einen geringfügigen Anstieg, 
nachdem sie im Vormonat leicht rückläufig war. Aktuelle 
Frühindikatoren deuten bisher nicht auf eine Trend-
wende auf dem Arbeitsmarkt hin.

Industriekonjunktur schwächt sich ab. Die Produktion im 
Produzierenden Gewerbe wurde zu Jahresbeginn gedros-
selt. Während die Industrieproduktion spürbar zurück-
ging, nahm der Ausstoß im Baugewerbe und im Energie-
sektor zu. Angesichts der kräftig gestiegenen Rohöl- und 
Gaspreise auf den Weltmärkten ist das Risiko für einen 
Rückschlag bei der erwarteten Erholung der Industrie-
konjunktur deutlich gestiegen.

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum

0 4

Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück
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Regionalpolitische 
Jahrestagung 2026 des BMWE 
in Halle – Innovationen und 
Investitionen: Regionen 
zukunftsfähig gestalten



BUNDESMINISTERIN REICHE: UNTERNEHMERISCHE 
KRAFT ALS TREIBER REGIONALER ENTWICKLUNG

In ihrer Rede am ersten Konferenztag betonte Bundesmi-
nisterin Katherina Reiche mit Blick auf die wirtschaftliche 
Lage in Deutschland, dass der sich abzeichnende wirtschaft-
liche Aufschwung derzeit vor allem von öffentlichen Aus-
gaben gestützt werde. Für einen dauerhaften und selbsttra-
genden Aufschwung seien jedoch weitere Anstrengungen 
und Reformen notwendig. Vor diesem Hintergrund warb 
sie unter anderem dafür, den industriellen Einsatz von 
künstlicher Intelligenz zu erleichtern, Bürokratie weiter ab-
zubauen, Infrastruktur auszubauen und Innovationen ge-
zielt zu fördern. Mit Blick auf die bereits bestehende Vielzahl 
an Förderprogrammen sprach sich Bundesministerin Reiche 
gegen eine weitere Ausweitung staatlicher Dominanz aus. 
Ziel müsse vielmehr sein, Synergien zwischen sowie die 
Wirksamkeit der einzelnen Förderprogramme zu steigern. 
Zugleich wies sie darauf hin, unternehmerische Kraft sei 
Motor des Erfolgs: Deutschland sei eine der führenden 
Volkswirtschaften, weil Unternehmerinnen und Unterneh-
mer mit Kreativität, Mut und Engagement Tag für Tag die 
wirtschaftliche Entwicklung vorantreiben, so Bundesminis-
terin Reiche. 

Dieser Unternehmergeist zeigte sich auch auf der Regional-
politischen Jahrestagung an zahlreichen Beispielen. So prä-
sentierte Erik May, Co-Gründer des Magdeburger Start-ups 
byte robotics, auf der Bühne eine KI-basierte Lösung zur 
automatisierten Programmierung von Industrierobotern. 
Das Unternehmen gewann 2025 den Gründer-
preis+ und den Fokuspreis „Innovative KI“ des 
BMWE. 

Am 2. und 3. März 2026 fand die Regionalpolitische 
Jahrestagung 2026 des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWE) in Kooperation mit dem 

Land Sachsen-Anhalt in Halle (Saale) statt. Unter dem Titel 
„Innovationen und Investitionen: Regionen zukunftsfähig 
gestalten“ kamen mehr als 750 Vertreterinnen und Vertreter 
aus Wirtschaft, Politik, Wissenschaft, Verwaltung, Verbänden 
und Gewerkschaften zusammen. Die Tagung hat wichtige 
Impulse für eine zukunftsfähige Regionalentwicklung ge-
setzt. Sie hat außerdem gezeigt: Das Interesse an Ansätzen, 
wie sich Regionen in Deutschland nachhaltig stärken lassen, 
nimmt zu. Diskutiert wurden innovative Ideen und wirk-
same Instrumente für Investitionen und Innovationen, die 
neue wirtschaftliche Dynamiken anstoßen und selbsttra-
gendes Wachstum in den Regionen fördern.

Im Mittelpunkt der Veranstaltung standen vor allem praxis-
nahe Ansätze und konkrete Lösungen. Am ersten Veranstal-
tungstag wurden in Reden, Paneldiskussionen und Work-
shops aktuelle Transformationsprozesse und „Best Practices“ 
aus Unternehmen und Kommunen betrachtet. In einer 
Ausstellung präsentierten mehr als 20 Unternehmen, Pro-
jekte und lokale Akteure innovative Produkte und Konzepte. 
Am zweiten Veranstaltungstag besuchten ausgewählte Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer verschiedene Standorte in 
Halle (Saale) und der umliegenden Region, um gemeinsam 
mit lokalen Akteuren zu erleben und zu diskutieren, wie 
wirtschaftlicher und technologischer Wandel erfolgreich 
gestaltet werden kann.
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der als Vorzeigebeispiel dafür gilt, wie strategische Investi-
tionen eine Stadt nachhaltig prägen können. Vogt betonte, 
dass Halles wirtschaftliches Fundament auf Forschung und 
Entwicklung basiere. Projekte wie das geplante Zukunfts-
zentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transfor-
mation eröffneten dabei neue städtebauliche Chancen. 

Sven Schulze, Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt, 
betonte die gute Zusammenarbeit zwischen Bund und Län-
dern in wirtschafts- und strukturpolitischen Fragen. Zugleich 
mahnte er bessere Rahmenbedingungen und mehr Ge-
schwindigkeit an, um die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 
Gerade der Mittelstand brauche dafür Planungssicherheit 
und wirksame Förderinstrumente. In diesem Zusammenhang 
hob Schulze auch die Bedeutung der GRW hervor, über die 
in Halle und der Region sowohl die weitere Entwicklung am 
Weinberg Campus als auch zahlreiche Investitionsvorhaben 
von kleinen und mittleren Unternehmen sowie weitere Pro-
jekte unterstützt werden.

Impulse setzten außerdem Elisabeth Kaiser, Staatsministe-
rin und Beauftragte der Bundesregierung für Ostdeutsch-
land, Sascha Gläßer, Präsident der IHK Halle-Dessau, Achim 
Brötel, Präsident des Deutschen Landkreistages, sowie 
Prof. Dr. Stefan Kolev, Leiter des Ludwig-Erhard-Forums für 
Wirtschaft und Gesellschaft und Mitglied im Wissenschaft-
lichen Beraterkreis der Bundesministerin. Die Beiträge 
waren der inhaltliche Auftakt für die anschließenden Work-
shops und Austauschformate.

WIE SACHSEN-ANHALT MIT DEM STRUKTUR­
WANDEL UMGEHT

Die Herausforderungen der Transformation im Mitteldeut-
schen Chemiedreieck waren Thema einer Paneldiskussion. 
Unter der Überschrift „Transformation gemeinsam gestalten 
– Chemie, Region, Zukunft“ diskutierten Vertreterinnen und 
Vertreter von Unternehmen, Gewerkschaften, Verbänden, 
Wissenschaft sowie des BMWE.

Nach einer Analyse der Besonderheiten des Standorts Sach-
sen-Anhalt diskutierten die Podiumsgäste die möglichen 
Auswirkungen eines Rückgangs der energieintensiven Basis-
chemie auf Lieferketten, Arbeitsmarkt und die regionale 
Wirtschaft. Erörtert wurde zudem, welche politischen Rah-
menbedingungen erforderlich sind, um der Industrie eine 
erfolgreiche Transformation zu ermöglichen. Diskutiert 
wurde dabei auch, wie Bund und EU gezielt die Wett
bewerbsfähigkeit und Resilienz der heimischen Industrie 
stärken können – etwa durch Maßnahmen zur 
Senkung der Energiekosten, zum Bürokratierück-
bau oder durch gezielte Förderprogramme.

FÖRDERPROGRAMME WIRKSAMER GESTALTEN

Ebenso wie Bundesministerin Reiche wiesen weitere Red-
nerinnen und Redner darauf hin, wie entscheidend es ist, 
Förderprogramme wirkungsorientierter zu gestalten. Statt 
immer neue Programme aufzulegen, müsse die bestehende 
Förderlandschaft transparenter, einfacher und zielgerichte-
ter gestaltet werden, um Unternehmen wirksamer zu unter-
stützen. Als Positivbeispiel für den Rückbau von Bürokratie 
und die Stärkung der Zielgenauigkeit wurde die Neuauf-
stellung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) zum 1. Januar 2026 
genannt. Die GRW ist das regionalpolitische Leitinstrument 
in Deutschland. Mit der Neuaufstellung wurden Berichts-
pflichten reduziert und zugleich zusätzliche Anreize für In-
vestitionen von kleinen und mittleren Unternehmen sowie 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität geschaffen. 

IMPULSE ZUR ZUKUNFT DER REGIONALENTWICK­
LUNG AUS POLITIK, WIRTSCHAFT UND 
WISSENSCHAFT

Dr. Alexander Vogt, Oberbürgermeister der Stadt Halle 
(Saale), unternahm am ersten Konferenztag einen Streifzug 
durch die Entwicklung der Stadt. Halle verfüge über um-
fangreiche Erfahrungen mit Transformationsprozessen und 
den damit verbundenen tiefgreifenden Veränderungen. 
Gezielte Investitionen hätten dazu beigetragen, neue Pers-
pektiven für die Stadt zu eröffnen. Allen voran nannte er 
den 1993 gegründeten Technologiepark Weinberg Campus, 
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In drei anschließenden Pitches stellten Melanie Käsmarker, 
CFO Kraftwerk Software Gruppe, Grit Müller, Geschäftsfüh-
rerin Salutas Pharma GmbH, und Erik May, CEO byte robo-
tics GmbH, ihre Unternehmen vor. Sie führten deutlich vor 
Augen, wie vielfältig die Wirtschaft in Sachsen-Anhalt auf-
gestellt ist. Die drei Unternehmerinnen und Unternehmer 
machten deutlich, dass stabile Partnerschaften, tief veran-
kerte industrielle Expertise, die Nähe zu Forschung und Wis-
senschaft sowie bestehende Netzwerke in ihren Regionen 
wesentliche Standortvorteile für ihre Unternehmen sind.

WORKSHOPS UND PRAXISFORMATE ZUR 
REGIONALENTWICKLUNG

Der fachliche Austausch zu unterschiedlichsten Themen 
der regionalen Entwicklung stand auch bei den 24 Work-
shops am Nachmittag des Konferenztags im Fokus. Mehr 
als 130 Referentinnen und Referenten sorgten mit Exper-
tise, Praxiswissen und innovativen Lösungsansätzen für 
eine außergewöhnliche inhaltliche Tiefe. Für 
einen transatlantischen Perspektivwechsel sorg-
te eine US-amerikanische Delegation, die in zwei 

Podiumsgäste:

•	Stephanie Albrecht-Suliak, Landesbezirksleiterin der 
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie

•	Dr. Beate Baron, Abteilungsleiterin Industriepolitik im 
BMWE

•	Carsten Franzke, Geschäftsführer der SKW Stickstoff
werke Piesteritz GmbH

•	Prof. Reint E. Gropp, Präsident des Leibniz-Instituts für 
Wirtschaftsforschung Halle (IWH) und Inhaber eines 
Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre an der Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg

•	Nora Schmidt-Kesseler, Hauptgeschäftsführerin des 
Verbands der Chemischen Industrie e.V. Landesverband 
Nordost

•	Prof. Dr. Ralf Wehrspohn, Geschäftsführer des Deutschen 
Lithium Instituts ITEL und Professor an der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg
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durch den Geschäftsführer der InfraLeuna GmbH, Dr. 
Christof Günther, führte eine Rundfahrt über das Raffine-
riegelände, bei der auch die Investition in eine Bioraffinerie 
der UPM Biochemicals GmbH vorgestellt wurde.

Eine weitere Station der Exkursion war das Logistikzentrum 
der Relaxdays GmbH. Dort diskutierten die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer mit Patrick Selbach, dem kaufmänni-
schen Geschäftsführer von Relaxdays, über die regional-
wirtschaftliche Bedeutung des E-Commerce sowie 
moderne Logistik- und Distributionsstrukturen. Die 2006 
gegründete Relaxdays GmbH ist ein europaweit tätiges 
E-Commerce-Unternehmen mit fünf Standorten rund um 
Halle, Leipzig und Dresden sowie rund 400 Beschäftigten 
und über 15.000 Produkten im Sortiment. 

RESÜMEE UND AUSBLICK

Die Regionalpolitische Jahrestagung 2026 schaffte auch in 
diesem Jahr einen Ort des intensiven Austauschs und der 
Vernetzung für Akteure, die sich für die regionale Entwick-
lung engagieren. Diskussionen über die Lehren der Vergan-
genheit, aktuelle Herausforderungen und die erfolgreiche 
Ausgestaltung der Regionalpolitik der Zukunft brachten 
allen Beteiligten einen großen Mehrwert. Dies zeigten nicht 
zuletzt die angeregten Gespräche der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer.

Die nächste Regionalpolitische Jahrestagung ist für das 2027 
geplant.

Referat IB3 – Grundsatzfragen der regionalen Wirtschafts- und 
Strukturpolitik, Gemeinschaftsaufgabe (GRW), Gesamtdeutsches 
Fördersystem
schlaglichter@bmwe.bund.de

Weitere Informationen zur Regionalpolitischen Jahrestagung 
2026: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/
DE/Pressemitteilungen/2026/03/20260302-regionalpolitische-
jahrestagung-2026.html

Weitere Informationen zur regionalen Strukturpolitik des 
Bundes: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/
Redaktion/DE/Dossier/regionalpolitik.html

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

Workshops ihre Erfahrungen mit verschiedenen Aspekten 
des Strukturwandels in den USA teilte. Es entstand ein wert-
voller Wissenstransfer mit den deutschen Pendants zu 
Lösungsansätzen für gemeinsame Herausforderungen. 

Eine Abendveranstaltung im historischen Steintor-Varieté 
ließ den ersten Tag ausklingen. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer nutzten die Gelegenheit zur Vernetzung und 
setzten den konstruktiven Austausch des Tages fort. 

INNOVATIONEN UND INVESTITIONEN – 
EXKURSIONSTAG INS INDUSTRIELLE HERZ 
SACHSEN-ANHALTS

Im Rahmen des Exkursionstags besuchte ein ausgewählter 
Kreis interessierter Teilnehmerinnen und Teilnehmer er-
folgreiche Unternehmen und Institutionen in der Region. 
Dies bot spannende und praxisnahe Einblicke in die Themen 
Innovation, industrielle Wertschöpfung und moderne Lo-
gistik. Auf dem Programm standen Besuche des Techno-
logieparks Weinberg Campus, des Chemiestandorts Leuna 
sowie des E-Commerce-Unternehmens Relaxdays.

Der Weinberg Campus in Halle (Saale) ist mit einer Fläche 
von 134 Hektar, über 100 Unternehmen und rund 6.000 Be-
schäftigten der größte Technologiepark Mitteldeutschlands 
und einer der führenden Innovationsstandorte für Life 
Sciences, Biomedizin, Bioökonomie sowie Materialfor-
schung. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 hat der Techno-
logiepark bereits rund 300 Start-ups gute Entwicklungs-
bedingungen geboten. Die Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer diskutierten mit Dr. Ulf Marten Schmieder, Ge-
schäftsführer des Technologieparks, sowie Vertreterinnen 
und Vertretern der Unternehmen NorcSi GmbH und DENK-
weit GmbH über die Entwicklung des im Rahmen der GRW 
geförderten Weinberg Campus. 

Ein weiterer Programmpunkt war der Besuch des Chemie-
standorts Leuna. Dieser wurde 1916 gegründet und ist heu-
te mit 13 Quadratkilometern Fläche der größte geschlos-
sene Chemiestandort Deutschlands mit einer ausgeprägten 
Verbundwirtschaft. Im hochmodernen Produktionskom-
plex sind 30 Chemieunternehmen tätig, hinter denen 
Investoren aus elf Ländern stehen, sowie zahlreiche Dienst-
leistungsbetriebe. Nach einer Vorstellung des Chemieparks 
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M it der Unterzeichnung des Kaufvertrags am  
3. Februar 2026 hat der Bund einen wichtigen 
Schritt in Richtung Beteiligung an TenneT Ger-

many unternommen. Dabei erwirbt der Bund über die KfW 
im Rahmen eines Zuweisungsgeschäfts gemäß § 2 Abs. 4 
KfW-Gesetz einen Anteil von 25,1 Prozent am Unterneh-
men. Bei einem Zuweisungsgeschäft ist die KfW rechtliche 
Eigentümerin der Unternehmensanteile, der Bund wirt-
schaftlicher Eigentümer. Der Bund trägt alle Lasten und 
Risiken des Geschäfts; gleichzeitig stehen ihm alle Erträge 
und Chancen zu – zum Beispiel die ausgezahlten Dividen-
den. Nach Abschluss der TenneT-Transaktion („Closing“) 
wird der Bund an drei der vier deutschen Übertragungsnetz
betreiber beteiligt sein – neben TenneT Germany sind das 
50Hertz und TransnetBW.

TENNET GERMANY

Mit einer Stromkreislänge von über 14.000 Kilometern ist 
TenneT Germany der größte und außerdem der einzige der 
vier Übertragungsnetzbetreiber, dessen Netz sich von der 
norddeutschen Küste bis nach Bayern erstreckt. Damit ver-
bindet TenneT Germany den energiereichen Norden mit 
den wichtigen Verbrauchszentren in Süddeutschland. 
TenneT Germany ist insbesondere an mehreren der sich 
derzeit in Planung oder Bau befindlichen großen Gleich-
strommaßnahmen beteiligt, wie Suedlink, SuedOstLink und 
NordOstLink. Im Jahr 2024 entfielen rund 38 Prozent der 
Investitionen in das deutsche Übertragungsnetz auf TenneT 
Germany. In den nächsten Jahren werden die Investitionen 
der TenneT Germany weiter ansteigen bezie-
hungsweise auf hohem Niveau fortgesetzt. 
TenneT Germany hat rund 5.000 Mitarbeitende.

Vertragsunterzeichnung zum Einstieg des 
Bundes bei TenneT Germany
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Derzeit hält die bisher zu 100 Prozent im Besitz des nieder-
ländischen Staats befindliche TenneT Holding B.V. über die 
TransTenneT B.V. die Anteile an TenneT Germany. Neben 
dem zukünftig vom Bund gehaltenen Anteil von 25,1 Pro-
zent wird mittelfristig ein Anteil von mindestens 29,1 Pro-
zent bei der TenneT Holding B.V. verbleiben und der übrige 
Anteil von bis zu 46 Prozent sukzessive von drei weiteren 
Investoren erworben. Dabei handelt es sich um den norwe-
gischen Staatsfonds Norges Bank Investment Management, 
den niederländischen Pensionsfonds APG und den singa-
purischen Staatsfonds GIC. Es wird erwartet, dass der erste 
der sukzessiven Anteilserwerbe der drei weiteren Investoren 
zeitgleich mit dem Anteilserwerb des Bundes erfolgt.

TenneT Germany als Muttergesellschaft wiederum hält 
einen je 100-Prozent-Anteil an dem eigentlichen Übertra-
gungsnetzbetreiber, der TenneT TSO GmbH, und der für die 
Netzanbindung von Offshore-Windparks zuständigen 
TenneT Offshore GmbH.

Bundesbeteiligungen
Im Interesse des Bundeshaushalts geht es darum, bestimmte 
Aufgaben, die als wesentlich für das staatliche Gemeinwesen 
angesehen werden, möglichst wirtschaftlich zu erfüllen, sei 
es durch den Bund oder durch Private. Der Bund beteiligt 
sich daher nur an privatrechtlichen Unternehmen, wenn ein 
wichtiges Bundesinteresse, das heißt die Erfüllung spezifi-
scher Bundesaufgaben, vorliegt und der vom Bund ange-
strebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere 
Weise erreicht werden kann. Eine Gesamtübersicht über die 
Unternehmensbeteiligungen des Bundes gibt der jährlich 
vom Bundesministerium der Finanzen veröffentlichte „Be-
teiligungsbericht des Bundes“.
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BUNDESINTERESSE AN TENNET GERMANY

Das für das Eingehen einer Bundesbeteiligung wichtige 
Interesse des Bundes ist im Fall TenneT Germany gegeben. 
Die energiepolitische Zielsetzung des Bundes und insbe-
sondere der bedarfsgerechte Netzausbau gehen mit einem 
erheblichen Investitionsbedarf einher, nach aktuellen Pla-
nungen rund 360 bis 440 Milliarden Euro bis 2045. Durch 
seine Beteiligung an TenneT Germany sichert der Bund eine 
ausreichende Kapitalausstattung und damit die Investi
tionsfähigkeit. Dies ist insbesondere wichtig vor dem Hin-
tergrund, dass die Niederlande seit Längerem signalisiert 
haben, kein Kapital mehr für das deutsche Stromnetz bereit-
stellen zu wollen. Darüber hinaus erlangt der Bund gemäß 
seinen Anteilen Mitbestimmungsrechte, über die er seine 
energiepolitischen Ziele durch gezielte Unternehmens-
steuerung fördern kann. Schließlich erhält der Bund Ein-
fluss auf die Eigentümerstruktur und damit die Möglichkeit, 
die von TenneT Germany betriebene, kritische Infrastruktur 
zusätzlich zu schützen.

Neben der Prüfung des wichtigen Bundesinteresses hat sich 
der Bund anhand einer externen Wirtschaftlichkeitsbegut-
achtung sowie zweier Gutachten zur Angemessenheit des 
Kaufpreises (Fairness Opinions) auch von der Wirtschaft-
lichkeit der Bundesbeteiligung überzeugt.

EINFLUSSMÖGLICHKEITEN DES BUNDES BEI 
TENNET GERMANY

Die Einflussmöglichkeiten des Bundes sind im Partners‘ 
Agreement, also der Gesellschaftervereinbarung, verankert. 
Darin werden die Beziehungen zwischen den Gesellschaf-
tern der TenneT Germany geregelt. Mit seiner Minderheits-
beteiligung wird der Bund entsprechend seinen Anteilen 
Einflussmöglichkeiten auf die TenneT Germany erhalten. 
Neben Mitbestimmungsrechten in Bezug auf die Geschäfts-
führung und den Geschäftsplan des Unternehmens kann 
der Bund insbesondere stimmberechtigte Vertreterinnen 
beziehungsweise Vertreter in das Gesellschafter- und Auf-
sichtsgremium entsenden. Daneben erhält der Bund über 
die KfW umfassende Informationsrechte, einschließlich 
regelmäßiger Berichterstattung über die finanzielle und 
operative Performance der TenneT Germany. 

VERTRAGSKONDITIONEN UND AUSWIRKUNGEN 
AUF DEN BUNDESHAUSHALT

Der Bund übernimmt den vertraglich zwischen TenneT 
Niederlande und den Investoren vereinbarten Mechanismus 

Referate IIIC2 – Übertragungsnetze, VIIIA3 – Bundesunter
nehmen, Transaktionen zur Eingehung von Bundesbeteiligungen; 
KENFO 
schlaglichter@bmwe.bund.de

Mehr zum Thema Bundesbeteiligungen/Beteiligungsberichte des 
Bundes   
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/
Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/
Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/beteiligungsberichte.html 

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

zur Kaufpreisberechnung. Somit erwirbt er den Anteil zur 
gleichen Bewertung beziehungsweise zum gleichen Kauf-
preis wie die drei Investoren, ein sogenanntes „Matching“. 
Zusätzlich zum Kaufpreis, dessen tatsächliche Höhe vom 
Zeitpunkt des Vollzugs der Transaktion abhängt, hat der 
Bund über die KfW eine Kapitaleinlage zugesagt, wodurch 
er ebenfalls zu einer ausreichenden Kapitalisierung der 
TenneT Germany beitragen wird. Die Gesamtverpflichtung 
aus Kaufpreis und Eigenkapitalzusage beträgt bis zu 5,762 
Milliarden Euro. 

Die KfW nimmt das Kapital für den Kaufpreis und die Ka-
pitaleinlagen über den Kapitalmarkt auf. Der Bund sichert 
dies durch eine Freistellung von Risiken ab. Mittel aus dem 
Bundeshaushalt fließen hierfür also nicht. Dagegen sind 
die Verwaltungs- und Refinanzierungskosten der KfW 
durch den Bundeshaushalt zu tragen. Hier geht es um einen 
niedrigen dreistelligen Millionenbetrag in den nächsten 
Jahren.

NÄCHSTE SCHRITTE

Mit der Vertragsunterzeichnung wurde ein wesentlicher 
Meilenstein erreicht. Vor dem eigentlichen Vollzug des An-
teilserwerbs, dem „Closing“, sind noch sogenannte Vollzugs-
bedingungen zu erfüllen. Insbesondere gilt es, die Einhaltung 
von entflechtungsrechtlichen Vorgaben zur organisatori-
schen und rechtlichen Trennung von Stromnetz einerseits 
sowie Vertrieb und Handel andererseits sicherzustellen. 
Außerdem stehen noch eine kartellrechtliche Freigabe und 
eine Freigabe gemäß der Verordnung über drittstaatliche 
Subventionen (Foreign Subsidy Regulation) durch die EU-
Kommission aus. Mit dem Transaktionsvollzug wird derzeit 
spätestens im dritten Quartal 2026 gerechnet.
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D ie 14. Nationale Maritime Konferenz (NMK) wird 
am 29. und 30. April 2026 in Emden/Niedersachsen 
stattfinden. Sie ist die zentrale Veranstaltung der 

Bundesregierung zur Unterstützung der maritimen Wirt-
schaft, an der rund 800 Vertreterinnen und Vertreter aus 
Wirtschaft, Politik und Wissenschaft teilnehmen.

Seit ihrer erstmaligen Durchführung im Jahr 2000 hat sich 
die NMK als wichtigste Austauschplattform für die maritime 
Branche etabliert und gilt als bedeutender Impulsgeber. Die 
Ausrichtung erfolgt in Kooperation mit der gastgebenden 
Kommune und dem Bundesland, die Organisation obliegt 
dem Bundeswirtschaftsministerium. 

Bundeskanzler Friedrich Merz wird die 14. NMK am 29. Ap-
ril 2026 als Schirmherr eröffnen. Bundeswirtschaftsminis-
terin Katherina Reiche wird ebenfalls ein Grußwort halten 
und anschließend mit der maritimen Branche in den Dialog 
treten. Weitere Gastredner sind EU-Generaldirektorin 
Kerstin Jorna, DG GROW, EU-Kommission, Bundesvertei-
digungsminister Boris Pistorius, Bundesverkehrsminister 

Patrick Schnieder, der Ministerpräsident von Niedersachsen 
Olaf Lies, der Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen 
Hendrik Wüst sowie der Oberbürgermeister der gastgeben-
den Stadt Emden, Tim Kruithoff. 

Zwei politische Panels greifen übergeordnete Themen auf 
und stellen geopolitische Bezüge her. Im Fokus stehen die 
Sicherung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit, die Stär-
kung der maritimen Sicherheit sowie Investitionen in Tech-
nologien aus Deutschland. Am zweiten Tag finden Bran-
chenforen zu den Bereichen Schiffbau, Marineschiffbau, 
Schifffahrt, Häfen, Maritime Technik und Offshore Wind 
statt. 

Die maritime Wirtschaft leistet mit einem Umsatzvolumen 
von ca. 50 Milliarden Euro und rund 400 000 Arbeitsplätzen 
einen wichtigen Beitrag zu Wettbewerbsfähigkeit, Sicherheit, 
Wachstum und Beschäftigung am Standort Deutschland. 
Sie zeichnet sich durch eine hohe Innovations-
kraft und Zukunftsfähigkeit aus. Der steigende 
internationale Wettbewerbsdruck erfordert er-

Kurz & knapp – mariTEAM Deutschland: 
Mit Sicherheit voraus – 14. Nationale Maritime 
Konferenz am 29. und 30. April 2026 in Emden
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hebliche Anstrengungen zur Standortsicherung im engen 
Schulterschluss zwischen allen Beteiligten. Deutschland ist 
als Handelsnation in hohem Maße auf sichere Seewege und 
leistungsfähige Häfen angewiesen. Die Herausforderungen 
für sichere Versorgungswege und Infrastrukturen steigen 
angesichts der veränderten geopolitischen Lage und der zu-
nehmenden Verdichtung der Nutzung des maritimen Raums 
deutlich. Zentrales Anliegen der NMK ist es deshalb, die 
Wettbewerbsfähigkeit, Souveränität und Resilienz der ma-
ritimen Branche zu stärken und gezielte Impulse für Schiff-
bau, zukunftsgerichtete Technologien, Hafeninfrastruktur-
ausbau sowie Modernisierung und Ausbau der deutschen 
Flotte zu setzen.

Referat IVC6 – Maritime Wirtschaft, Geschäftsstelle des 
Koordinators für die Maritime Wirtschaft 
schlaglichter@bmwe.bund.de

Informationen zum Programm:  
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Dossier/maritime-wirtschaft.html

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA
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Die Stimmung in den Unternehmen hat sich zwar zuletzt 
etwas aufgehellt: Das ifo Geschäftsklima in der gewerblichen 
Wirtschaft verbesserte sich im Februar sowohl hinsichtlich 
der aktuellen Lage als auch der Erwartungen, bleibt jedoch 
weiterhin deutlich unter seinem langfristigen Mittel. Auch 
die S&P-Einkaufsmanagerbefragungen deuten zuletzt auf 
eine beginnende Stabilisierung hin. Der entsprechende 
Index für Deutschland überschritt im Februar erstmals seit 
längerer Zeit wieder die Wachstumsschwelle. Dies spricht 
für eine allmähliche Erholung. Allerdings ist offen, inwieweit 
diese Signale in den kommenden Monaten Bestand haben 
werden. Denn die globalen Rohöl- und Gaspreissteigerungen 
vor dem Hintergrund des zwischenzeitlich neu entflamm-
ten Konflikts im Nahen Osten sind in den jüngsten Umfragen 
noch nicht abgebildet. Nur der kurz nach dem 
Angriff auf den Iran veröffentlichte Sentix-Kon-
junkturindex von Finanzmarktexperten weist 

GEOPOLITISCHE UNSICHERHEITEN BELASTEN 
PERSPEKTIVEN

Die zum Ende des vergangenen Jahres zu beobachtende 
positive konjunkturelle Dynamik in Deutschland hat sich 
zu Jahresbeginn 2026 nicht weiter fortgesetzt. So hat sich 
die Industriekonjunktur im Januar sowohl nachfrage- als 
auch produktionsseitig spürbar abgeschwächt.

1	 In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 16. März 2026 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungs
raten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preis-, kalender- und saisonbereinigter Daten.

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE
in Deutschland im März 20261

Nach der konjunkturellen Belebung Ende vergangenen Jahres hat die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland zu Jahresbeginn 
2026 an Dynamik verloren. Ungeachtet der fortgesetzten Verbesserung 
der Stimmungsindikatoren haben sich wichtige Konjunkturindikatoren 
wie Industrieproduktion, Auftragseingänge und Einzelhandelsumsätze 
spürbar abgeschwächt. Von der erneuten Krisensituation im Nahen Osten 
und den damit zusammenhängenden drastischen globalen Preissteige-
rungen bei Rohöl und Erdgas dürfte auch die konjunkturelle Entwicklung 
in Deutschland temporär belastet werden. Der Erholungsprozess bleibt 
angesichts der externen Risiken fragil. Abhängig von der Dauer des 
Konflikts bzw. der faktischen Sperrung der Straße von Hormus sowie 
möglichen längerfristigen Beeinträchtigungen der dortigen Produktions-
kapazitäten bei Öl und Gas besteht das Risiko für einen Rückschlag bei 
der erwarteten konjunkturellen Erholung. 

Die Industriekonjunktur hat sich zu Jahresbeginn deutlich abge­
schwächt. Nachdem die Auftragseingänge infolge der umfangreichen 
öffentlichen Investitions- und Beschaffungsvorhaben im vierten Quartal 
2025 stark expandierten, erscheint eine Konsolidierung zu Jahresbeginn 
nicht überraschend. Allerdings verzeichnet auch die Produktion im Januar 
ein Minus gegenüber dem Vormonat. Die jüngsten Stimmungsindikatoren 
sind zwar tendenziell aufwärtsgerichtet. Darin spiegeln sich aber noch 
nicht die aktuellen Entwicklungen im Nahen Osten wider. 

Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (saisonbereinigt, ohne 
Kfz) sind im Januar um 1,0 Prozent gegenüber dem Vormonat gesun­
ken, nachdem der Dezemberwert deutlich nach oben revidiert wurde. 
Gegenüber dem Vorjahresmonat verzeichnete der Einzelhandel im Januar 
ein Plus von 1,3 Prozent. Bei den Pkw-Neuzulassungen durch Privatper-
sonen zeigt sich im Februar im Vormonatsvergleich ein Anstieg von 
5,4 Prozent; in der Dreimonatsbetrachtung hingegen ein Rückgang von 
11,3 Prozent. Das Stimmungsbild deutet am aktuellen Rand insgesamt 
auf eine Seitwärtsbewegung der Konsumentwicklung im ersten Quartal 
2026 hin.

Die Inflationsrate war im Februar mit 1,9 Prozent leicht rückläufig 
(Januar 2,1 Prozent). Dazu trug neben erneut geringeren Energiepreisen 
vor allem eine sich verlangsamende Teuerung von Nahrungsmitteln bei. 
Treiber des Preisanstiegs sind weiterhin Dienstleistungen. In den kommen-
den Monaten dürfte die Inflation infolge des Konflikts im Nahen Osten 
und des globalen Preisanstiegs bei Öl und Gas temporär steigen.

Die saisonbereinigte Arbeitslosigkeit verharrte im Februar abermals 
auf Vormonatsniveau. Gleichzeitig ging die Zahl der Erwerbstätigen im 
Januar weiterhin leicht zurück. Auch die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung verzeichnete im Dezember einen geringfügigen Anstieg, 
nachdem sie im Vormonat leicht rückläufig war. Aktuelle Frühindikatoren 
deuten noch auf keine absehbare Trendwende auf dem Arbeitsmarkt hin.

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen ist nach amtlicher Statistik im 
Dezember 2025 um 13,5 Prozent gegenüber dem Vormonat auf 2.037 
beantragte Verfahren gestiegen; verglichen mit Dezember 2024 ist sie 
um 13,7 Prozent angewachsen. Für das Gesamtjahr 2025 ergibt sich ein 
Anstieg um insgesamt 10,3 Prozent. Der im Vergleich mit der amtlichen 
Statistik methodisch enger gefasste und zeitlich aktuellere IWH-Insol-
venztrend für Personen- und Kapitalgesellschaften weist für Februar 
einen Anstieg von fünf Prozent gegenüber dem Vormonat sowie einen 
Anstieg von zwei Prozent gegenüber Februar 2025 aus.

IN KÜRZE
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betragen. Während in Asien, insbesondere in China mit 
+5,9 Prozent, deutlich mehr produziert wurde als im Vorjahr, 
fiel der Zuwachs im Euroraum mit +1,4 Prozent und in den 
USA mit +1,3 Prozent geringer aus. Für die übrigen Winter-
monate deuten Frühindikatoren auf eine moderate, leicht 
anziehende weltwirtschaftliche Dynamik hin: Der Einkaufs-
managerindex von S&P Global für die Weltwirtschaft ist im 
Februar weiter gestiegen, von 52,5 auf 53,3 Punkte. Sowohl 
in der Industrie als auch bei den Dienstleistern verbesserte 
sich die Stimmung gegenüber dem Vormonat. Allerdings 
wurden diese Daten noch vor Beginn des Krieges im Iran 
erfasst. Der Sentix-Index für die Weltwirtschaft, der die Kon-
junkturerwartungen von Finanzinvestoren widerspiegelt, 
hat nach dem Beginn des Iran-Konflikts nach sechs Anstie-
gen in Folge im März von 15,2 auf 9,7 Punkte nachgegeben.

darauf hin, dass sich die Stimmung im März sowohl global 
als auch für Deutschland spürbar eingetrübt hat.

Die binnenwirtschaftliche Entwicklung zeigt zu Jahresbe-
ginn ebenfalls ein uneinheitliches Bild. Die Inlandsumsätze 
in der Industrie wie auch die Auftragseingänge aus dem In-
land sind, unter recht hohen Schwankungen infolge von 
Großaufträgen, in der Tendenz weiterhin aufwärtsgerichtet. 
Auch das Baugewerbe hat im Januar seine Erholung fort-
gesetzt, getragen allerdings maßgeblich von dem weniger 
witterungsabhängigen Ausbaugewerbe.

Die Dynamik beim privaten Konsum scheint dagegen nach-
zulassen. Die Umsätze im Einzelhandel gingen im Januar 
nach dem kräftigen Anstieg zum Jahresende 2025 wieder 
spürbar zurück und die Indikatoren zur Konsumstimmung 
der privaten Haushalte schwächten sich ungeachtet der fort-
gesetzten Realeinkommensverbesserungen zuletzt wieder 
ab. Sowohl Umfragewerte zum allgemeinen Konsumklima 
als auch das ifo Konsumklima im Einzelhandel trübten sich 
am aktuellen Rand leicht ein. Dies gilt insbesondere für grö-
ßere Anschaffungen, die weiterhin häufig aufgeschoben 
werden. Die in den Verbraucherumfragen bislang nicht be-
rücksichtigten Folgen der israelischen und amerikanischen 
Militärschläge gegen das iranische Regime und die damit 
einhergehenden Energiepreissteigerungen dürften die Kon-
sumstimmung der kommenden Monate ebenfalls tenden-
ziell dämpfen.

Die außenwirtschaftliche Entwicklung bleibt vor allem 
durch schwache Impulse aus wichtigen Absatzmärkten und 
erhöhten geopolitischen Risiken geprägt. Der jüngste Kon-
flikt im Nahen Osten hat die Unsicherheit an den Energie- 
und Rohstoffmärkten erhöht und führt zu einer höheren 
Volatilität der Energiepreise. Bislang dürften die realwirt-
schaftlichen Beeinträchtigungen zwar begrenzt sein, doch 
je nach Dauer des Konflikts bzw. der faktischen Sperrung 
der Straße von Hormus sowie möglichen längerfristigen 
Beeinträchtigungen der dortigen Produktionskapazitäten 
bei Öl und Gas besteht das Risiko einer Verschärfung der 
Versorgungslage mit entsprechenden Rückwirkungen auf 
die globalen Energiemärkte.

Der konjunkturelle Erholungsprozess bleibt vor dem Hinter-
grund der zuletzt gestiegenen geopolitischen Unsicherheiten 
und Risiken fragil.

WELTWIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG WEITER 
AUFWÄRTSGERICHTET, ABWÄRTSRISIKEN ABER 
SPÜRBAR GESTIEGEN

Die weltweite Industrieproduktion wurde im Dezember 
gegenüber dem Vormonat um 0,7 Prozent ausgeweitet und 
lag damit im Jahresdurchschnitt 2025 um 3,2 Prozent über 
dem Vorjahresniveau, 2024 hatte der Zuwachs 1,7 Prozent 

Die Welthandelsdynamik hat sich nach dem vorangegan-
genen deutlichen Anstieg im Dezember mit +0,4 Prozent 
gegenüber dem Vormonat verlangsamt, insgesamt nahm 
der weltweite Warenhandel im vergangenen Jahr aber – 
unter hohen Schwankungen – trotz der restriktiveren US-
Handelspolitik um 4,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr zu. 
Dazu haben vorgezogene Lieferungen angesichts von Zoll-
ankündigungen und -anhebungen beigetragen. Container-
umschlagsdaten weisen auch für den Jahresbeginn auf eine 
steigende Handelsaktivität hin. Der RWI/ISL-Container-
umschlagindex war im Januar mit einem Anstieg um 2,6 
auf 144,7 Punkte weiterhin aufwärtsgerichtet – allerdings 
gestützt durch Sondereffekte im Zusammenhang mit dem 
chinesischen Neujahrsfest. Für den Umschlag in den euro-
päischen Häfen ging der Indikator aber von 122,2 auf 
117,0 Punkte zurück. Der Trade Nowcast des Internationalen 
Währungsfonds signalisiert für Februar ebenfalls Zuwächse 
beim Welthandel, allerdings deutet er auf eine schwächere 
Dynamik als in den vorangegangenen Monaten hin.

Insgesamt dürften sich die Perspektiven für die 
weltwirtschaftliche Erholung im Lichte des 
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Die Einfuhrpreise sind im Januar mit saisonbereinigt 
+1,0 Prozent gegenüber dem Vormonat so deutlich gestie-
gen wie zuletzt im Januar 2025. Grund hierfür waren höhe-
re Preise für Metalle, Erdöl und Erdgas. Die Ausfuhrpreise 
nahmen mit +0,6 Prozent etwas schwächer zu, so dass sich 
die Terms of Trade saisonbereinigt um 0,4 Prozent gegen-
über Dezember verschlechterten. In realer Rechnung dürf-
ten die Rückgänge bei den Aus- und Einfuhren damit noch 
stärker ausgefallen sein.

Die Frühindikatoren weisen zu Jahresbeginn weiter auf eine 
Stabilisierung des Außenhandels hin, sie berücksichtigen 
aber noch nicht die jüngsten Entwicklungen des neuer
lichen Nahost-Konfliktes. Die ifo Exporterwartungen haben 
sich im Februar den zweiten Monat in Folge etwas verbes-
sert und liegen mit 2,6 Saldenpunkten erstmals seit Oktober 
wieder im positiven Bereich. Der Automobilbau erwartet 
weiterhin steigende Auslandsumsätze, in der Chemie und 
im Maschinenbau wird dagegen weiterhin mit rückläufigen 
Exporten gerechnet.

Bei den Auftragseingängen aus dem Ausland kam es im 
Januar mit saisonbereinigt -7,1 Prozent gegenüber dem Vor-
monat zu einem Rückprall. Ohne Großaufträge bewegte 
sich die Nachfrage aus dem Ausland dagegen seitwärts. 
Neben rückläufigen Bestellungen von sonstigen Fahrzeugen 
gaben insbesondere die Order von Metallerzeugnissen, elek-
trischen Ausrüstungen und Maschinen nach. Der Drei
monatsvergleich weist mit +4,0 Prozent aber weiter eine 
tendenziell aufwärtsgerichtete Auslandsnachfrage auf.

Die außenwirtschaftliche Entwicklung bleibt 
volatil. Die zuletzt wieder deutlich gestiegenen 

eskalierten Nahostkonflikts und der massiven globalen 
Energiepreissteigerungen etwas eingetrübt haben. Aktuelle 
Prognosen von internationalen Organisationen, die diese 
Entwicklungen berücksichtigen, liegen derzeit noch nicht 
vor. Mehrere Wirtschaftsforschungsinstitute gehen in ihren 
Frühjahrsprognosen aktuell von einem vorübergehenden 
Dämpfer für die Weltkonjunktur aus, weisen aber auf deut-
lich gestiegene Abwärtsrisiken im Falle eines länger andau-
ernden Konflikts im Nahen Osten hin. 

AUSSENHANDEL STARTET MIT MINUS IN DAS NEUE 
JAHR

Nach dem kräftigen Jahresausklang 2025 kam es im Januar 
beim Außenhandel zu einem Rücksetzer. Die nominalen 
Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen gaben saison- 
und kalenderbereinigt um 2,5 Prozent gegenüber Dezember 
nach. Während in die EU-Länder mit -4,8 Prozent wesent-
lich weniger Güter geliefert wurden als im Vormonat, nah-
men die Ausfuhren in die Drittstaaten dank kräftig steigen-
der Exporte in die USA (+11,7 Prozent) um 1,0 Prozent zu. 
Im weniger volatilen Dreimonatsvergleich bewegten sich 
die Ausfuhren damit insgesamt seitwärts. Die nominalen 
Einfuhren von Waren und Dienstleistungen gingen zu Jah-
resbeginn um 7,4 Prozent zurück; sowohl aus der EU als 
auch aus den übrigen Ländern wurden deutlich weniger 
Güter bezogen als im Vormonat. Im Dreimonatsvergleich 
liegen die Importe von Waren und Dienstleistungen damit 
aber immer noch um 1,8 Prozent im Plus. Der monatliche 
Saldo im Handel mit Waren und Dienstleistungen nahm 
infolge des stärkeren Rückgangs der Einfuhren im Vergleich 
zu den Ausfuhren um 7,1 Milliarden Euro auf 12,6 Milliar-
den Euro zu.

AUSSENHANDEL*

3.Q. 4.Q. Nov. Dez. Jan.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung gegenüber Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR -1,6 0,9 -2,0 2,7 -2,5

EINFUHR -2,0 2,8 1,3 3,1 -7,4

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung gegenüber Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR 1,0 2,9 -1,4 6,2 -2,7

Eurozone 6,2 7,9 4,3 10,3 -1,3

EU Nicht-Eurozone 5,9 7,4 3,9 9,8 0,2

Drittländer -4,8 -2,9 -7,8 1,7 -5,0

EINFUHR 4,0 4,6 3,9 8,3 -6,4

Eurozone 2,7 7,0 4,4 11,8 -4,9

EU Nicht-Eurozone 5,2 5,4 1,9 9,0 -8,5

Drittländer 4,5 2,7 4,3 5,7 -6,6
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Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe verzeich-
neten zu Jahresbeginn ebenfalls einen Rücksetzer: Das 
Ordervolumen fiel preis-, kalender- und saisonbereinigt 
gegenüber dem Vormonat deutlich um 11,1 Prozent gerin-
ger aus, nachdem es nach revidierten Angaben im Dezem-
ber um 6,4 Prozent zugelegt hatte. Die sich seit September 
2025 mit kräftigen Auftragszuwächsen abzeichnende Ex-
pansion der Industrienachfrage hat sich damit zunächst 
nicht weiter fortgesetzt. Nachdem der Auftragsbestand in 
der Industrie infolge der umfangreichen öffentlichen In-
vestitions- und Beschaffungsvorhaben im vierten Quartal 
2025 aufgrund von Großaufträgen stark anstieg, erscheint 
eine Konsolidierung zu Jahresbeginn nicht überraschend. 
Im weniger volatilen Dreimonatsvergleich nahmen die Be-
stellungen mit 7,4 Prozent weiter kräftig zu. Gleichzeitig 
lag das Niveau der Auftragseingänge arbeitstäg-
lich bereinigt mit +3,7 Prozent oberhalb des Vor-
jahresmonats. 

handels- und geopolitischen Unsicherheiten erhöhen die 
Abwärtsrisiken für eine Erholung des Exportgeschäfts spür-
bar: Die global gestiegenen Öl- und Gaspreise und die er-
höhte Volatilität an den Finanzmärkten infolge des Iran-
Konflikts dämpfen die Stimmung von Konsumenten, 
Produzenten und Investoren und damit auch die Absatz-
perspektiven.

INDUSTRIEKONJUNKTUR SCHWÄCHT SICH AB

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe wurde zu 
Jahresbeginn gedrosselt. Im Vormonatsvergleich ging sie 
preis-, kalender- und saisonbereinigt um 0,5 Prozent zurück. 
Im Dezember 2025 war es bereits zu einem Rücksetzer 
gekommen, der auf -1,0 Prozent aufwärts revidiert wurde. 
Im weniger schwankungsanfälligen Dreimonatsvergleich 
ergibt sich jedoch noch ein Plus von 0,9 Prozent. Gegenüber 
dem Vorjahr liegt die Produktion arbeitstäglich bereinigt 
um 1,2 Prozent niedriger. 

Ausschlaggebend für den Rückgang war eine deutlich ab-
geschwächte Industrieproduktion (-2,5 Prozent). Demgegen-
über wurde der Ausstoß im Baugewerbe (+2,9 Prozent) sowie 
im Energiesektor (+10,3 Prozent) deutlich hochgefahren. 

Innerhalb der Industrie verringerten insbesondere die Pro-
duzenten von Konsumgütern ihre Ausbringung (-4,2 Pro-
zent). Auch die Erzeuger von Vorleistungs- (-2,6 Prozent) 
und Investitionsgütern (-1,6 Prozent) schränkten ihre Pro-
duktion im Vergleich zum Vormonat ein. Im Baugewerbe 
kompensierte ein florierendes Ausbaugewerbe (+8,4 Pro-
zent) einen witterungsbedingten Einbruch im Bauhaupt-
gewerbe (-8,5 Prozent). 

INDUSTRIE

Veränderung gegenüber Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

3.Q. 4.Q. Nov. Dez. Jan.
PRODUKTION

Insgesamt -0,8 1,4 1,6 -1,7 -2,5
Vorleistungsgüter 0,4 -0,4 -0,9 -1,2 -2,6

Investitionsgüter -1,2 2,8 4,1 -3,1 -1,6

Konsumgüter -1,5 1,2 -0,3 1,0 -4,2

UMSÄTZE

Insgesamt -1,3 0,4 2,9 -0,4 1,5
Inland 0,1 0,7 2,2 -0,4 -0,1

Ausland -2,5 0,0 3,6 -0,3 3,0

AUFTRAGSEINGÄNGE

Insgesamt -2,4 8,6 5,2 6,4 -11,1
Inland -0,1 18,4 6,4 8,7 -16,2

Ausland -4,0 2,5 4,4 4,7 -7,1

Vorleistungsgüter 1,4 1,6 -0,2 5,8 -7,9

Investitionsgüter -5,2 13,7 7,7 8,7 -14,1

Konsumgüter 1,6 3,9 10,2 -6,6 0,1

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Ein Großteil der industriellen Wirtschaftszweige drosselte 
seine Produktion. Dazu zählten auch gewichtige Bereiche 
wie Kfz und Kfz-Teile (-1,2 Prozent), Metallerzeugnisse 
(-12,4 Prozent), elektrische Ausrüstungen (-4,4 Prozent) und 
Geräte zur Datenverarbeitung sowie elektronische und op-
tische Erzeugnisse (-6,8 Prozent). Auch die Produktion der 
energieintensiven Industrien war mit einem Rückgang von 
0,7 Prozent erneut abwärtsgerichtet. Produktionsauswei-
tungen wiesen nur wenige Bereiche auf, darunter die Her-
steller chemischer Erzeugnisse (+3,8 Prozent) und der 
Maschinenbau (+0,4 Prozent).
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gab der Umsatz mit Nicht-Lebensmitteln um 2,0 Prozent 
nach. Gegenüber dem Vorjahresmonat verzeichnete der 
Einzelhandel im Januar ein Plus von 1,3 Prozent, wobei der 
Handel mit Lebensmitteln um 2,2 Prozent und der Umsatz 
mit Nicht-Lebensmitteln um 0,5 Prozent anstieg. Im Drei-
monatsvergleich zeigte sich der Gesamtumsatz im Einzel-
handel ebenfalls leicht aufwärtsgerichtet (+0,6 Prozent), 
wobei die Umsätze mit Nicht-Lebensmitteln um 0,5 Prozent 
und die mit Lebensmitteln um 0,7 Prozent zulegten. 

Der Umsatz im Gastgewerbe stieg im Gesamtjahr 2025 no-
minal um 1,4 Prozent, preisbereinigt ergab sich allerdings 
ein Rückgang um 2,1 Prozent, wobei sich Beherbergungs-
branche und Gastronomie relativ ähnlich entwickelten. 
Gleichzeitig verbuchten die Beherbergungsbetriebe im 
zurückliegenden Jahr mehr Übernachtungen als jemals 
zuvor (+0,3 Prozent gegenüber dem bisherigen Rekordjahr 
2024). Während Übernachtungen auf Campingplätzen 2025 
deutlich anzogen, gingen solche in der Hotellerie leicht 
zurück. Im Berichtsmonat Dezember 2025 zeigte der Um-
satz im Gastgewerbe im Vormonatsvergleich sowohl nomi-
nal als auch real ein leichtes Minus. Im Vergleich zum De-
zember 2024 ergab sich ein realer Rückgang von 2,0 Prozent 
und ein nominaler Anstieg von 1,6 Prozent.

Nach einer starken zweiten Jahreshälfte 2025 ist das Kfz-
Geschäft trotz neuer E-Autoförderung gemessen an den 
Neuzulassungen zunächst schwach in das neue Jahr gestar-
tet. Im Februar stiegen die Neuzulassungen von Pkw ins-
gesamt im Vormonatsvergleich wieder an (+3,0 Prozent), in 
der aussagekräftigeren Dreimonatsbetrachtung zeigt sich 
hingegen ein Rückgang um 5,5 Prozent. Gegenüber dem 
Vorjahr ergab sich ein Plus von 3,8 Prozent. Die Pkw-Neu-
zulassungen durch Privatpersonen stiegen im Vormonats-
vergleich um 5,4 Prozent und sanken in der Dreimonats-
betrachtung um deutliche 11,3 Prozent. Im Vergleich zum 
Vorjahresmonat lagen die Neuzulassungen durch Privat-
personen um 0,9 Prozent höher. Pkw-Neuzulassungen von 
Unternehmen und Selbstständigen erhöhten sich im Feb-
ruar um 1,9 Prozent und sanken in der Dreimonatsbetrach-
tung um 2,5 Prozent. 

Nachdem sich der private Konsum im vierten Quartal 2025 
gemäß Detailmeldung des Statistischen Bundesamtes deut-
lich belebt hat, zeigen die Frühindikatoren für die Entwick-
lung zu Jahresbeginn ein uneinheitliches Bild. Lt. Prognose 
der GfK wird sich das Konsumklima im März mit einer Ab-
nahme von 0,5 Zählern auf -24,7 Pt. eintrüben, nachdem es 
im Februar um 2,7 Pt. auf -24,2 Pt. gestiegen war. Negativ 
wirkten sich die Abnahme der Anschaffungsneigung und 
die Zunahme der Sparneigung aus. Letztere erreichte den 
höchsten Wert seit dem Finanz- und Wirtschaftskrisenjahr 
2008. Die Einkommenserwartung legte erneut zu, 
während die Konjunkturerwartungen, die nicht 
Teil der Berechnung des GfK-Konsumklimas sind, 

Ursächlich für die zum Jahresbeginn schwächere Nachfrage 
nach Industriegütern war insbesondere der deutliche Rück-
gang der inländischen Ordereingänge um 16,2 Prozent, die 
zuletzt überproportional expandierten. Aber auch die Nach-
frage aus dem Ausland gab mit -7,1 Prozent spürbar nach. 
Hierin spiegelt sich vor allem die stark schwankende Ent-
wicklung bei Großaufträgen wider. Aber auch ohne Groß-
aufträge sind die Auftragseingänge im Januar leicht um 
0,4 Prozent gesunken. 

In den einzelnen Wirtschaftsbereichen waren im Januar vor 
allem bei den Produzenten von Investitionsgütern deutlich 
geringere Auftragseingänge zu beobachten als im Vormonat 
(-14,1 Prozent), gegenüber dem Vorjahresmonat fielen sie 
jedoch um 9,1 Prozent höher aus. Auch die Ordereingänge 
bei Gebrauchsgüterproduzenten (+5,1 Prozent) waren im 
Trend weiterhin aufwärtsgerichtet. Die Bestellungen von 
Vorleistungsgütern (-7,9 Prozent) sowie Verbrauchsgütern 
(-2,3 Prozent) sind im Januar hingegen abermals zurück-
gegangen. 

Die Mehrheit der Wirtschaftszweige registrierte im Januar 
sinkende Auftragseingänge: Besonders deutlich fiel der 
Rückgang bei den Produzenten von Metallerzeugnissen 
(-39,4 Prozent) sowie der Metallerzeugung (-15,1 Prozent) 
aus. Aber auch im gewichtigen Maschinenbau (-13,5 Pro-
zent), bei den Produzenten von EDV- und optischen 
Erzeugnissen (-11,1 Prozent) und den Herstellern von elek-
trischen Ausrüstungen (-9,1 Prozent) gingen weniger Auf-
träge ein als im Vormonat. Spürbare Zuwächse konnten 
lediglich die Nachfrage von Kfz und Kfz-Teilen (+10,4 Pro-
zent) sowie der sonstige Fahrzeugbau (+9,2 Prozent) ver-
zeichnen. 

Die jüngsten Stimmungsindikatoren aus dem Verarbeiten-
den Gewerbe wie der ifo Geschäftsklimaindex und der 
S&P-Einkaufsmanagerindex wiesen eine aufgehellte Ein-
schätzung der aktuellen Geschäftslage, eine positive Auf-
tragsentwicklung und gestiegene Produktionspläne auf. 
Allerdings ist vor dem Hintergrund der aktuellen Entwick-
lungen im Nahen Osten, die sich noch nicht in den Indika-
toren widerspiegeln, und den deutlich gestiegenen Rohöl- 
und Gaspreisen auf den Weltmärkten das Risiko für einen 
Rückschlag bei der erwarteten Erholung der Industriekon-
junktur deutlich gestiegen.

ERLÖSE IM EINZELHANDEL NACH AUFWÄRTS­
REVISION RÜCKLÄUFIG; VERBRAUCHERUNSICHER­
HEIT HOCH

Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (saisonbe-
reinigt, ohne Kfz) sind im Januar um 1,0 Prozent gegenüber 
dem Vormonat gesunken, nachdem der Dezemberwert 
deutlich nach oben revidiert wurde. Während der Handel 
mit Lebensmitteln im Vergleich zum Vormonat stagnierte, 
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Im weiteren Jahresverlauf dürfte der Inflationsdruck aus 
dem Dienstleistungssektor anhalten. Infolge des Konflikts 
im Nahen Osten und der damit zusammenhängend deutlich 
erhöhten weltweiten Öl- und Gaspreise ist mit einer tem-
porär erhöhten Inflationsrate in den kommenden Monaten 
zu rechnen. 

KONJUNKTURELLE IMPULSE KOMMEN BISHER 
NICHT AM ARBEITSMARKT AN

Der Arbeitsmarkt zeigt weiterhin wenig Bewegung. So lag 
die saisonbereinigte Arbeitslosigkeit im Februar mit einem 
Plus von eintausend Personen in etwa auf Vormonatsniveau 
und auch die Unterbeschäftigung blieb mit einem Rückgang 
um dreitausend Personen nahezu unverändert. Die Zahl der 
Erwerbstätigen ging im Januar um 13 Tsd. zurück. Die so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung verzeichnete im 
Dezember hingegen ein leichtes Plus von 5 Tsd. Personen. 
Die Beschäftigungsentwicklung ist dabei zuneh-
mend durch den demographischen Wandel ge-
prägt. Die Inanspruchnahme von Kurzarbeit ging 

sanken. Das HDE-Konsumbarometer trübte sich im März 
nach zwei Anstiegen in Folge ein. Das ifo Geschäftsklima 
im Einzelhandel (inkl. Kfz) sank im Februar nach Zuwäch-
sen im Vormonat um 3,6 Zähler auf -27,7 Pt. Sowohl die 
Geschäftslage als auch die Geschäftserwartungen wurden 
skeptischer beurteilt als noch im Januar.

ben die Preise insgesamt stabil: Die Erzeugerpreise ohne 
Energie verteuerten sich im Januar um 1,2 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat. Hier stechen lediglich Metalle 
mit +6,6 Prozent und Holz mit +7 Prozent mit hohen Raten 
hervor. Insgesamt wird die Inflation vor allem von binnen-
wirtschaftlichen Faktoren bestimmt, insbesondere von ge-
stiegenen Löhnen und Kosten in Dienstleistungsbranchen 
wie Pflege, Gesundheit und sonstigen sozialen Dienstleis-
tungen. Import- und Energiepreise wirkten bis jetzt dagegen 
weiterhin dämpfend.

Das Stimmungsbild deutet am aktuellen Rand insgesamt 
auf eine Seitwärtsbewegung der Konsumentwicklung im 
ersten Quartal 2026 hin. Zwar scheinen die Verbraucherin-
nen und Verbraucher Hoffnung auf gesamtwirtschaftliches 
Wachstum und persönliche Einkommenszuwächse zu 
schöpfen, zeigen sich aber dennoch zurückhaltend bei ihren 
Anschaffungen. Der neu entflammte Konflikt im Nahen 
Osten und die damit einhergehenden deutlichen Energie-
preissteigerungen dürften die Unsicherheit bei Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern erhöhen und das Konsum-
klima kurzfristig spürbar dämpfen.

INFLATION IM FEBRUAR BEI KNAPP 2 PROZENT 

Die Inflationsrate lag im Februar bei +1,9 Prozent gegenüber 
Vorjahr und war damit gegenüber dem Januarwert von 
2,1 Prozent leicht niedriger. Im Vormonatsvergleich erhöh-
ten sich die Verbraucherpreise um 0,2 Prozent. Die Kern-
inflation lag im Februar mit +2,5 Prozent erneut deutlich 
über der Gesamtinflation. Dienstleistungspreise stiegen 
unverändert um 3,2 Prozent, während Güterpreise lediglich 
um 0,8 Prozent zulegten. Die Nahrungsmittelpreisinflation 
lag mit 1,1 Prozent wieder deutlich unter dem 12-Monats-
Durchschnitt von 2,0 Prozent. Energiepreise fielen um 
1,9 Prozent. Der leichte Rückgang der Gesamtinflation lässt 
sich neben erneut geringeren Energiepreisen vor allem auf 
einen schwächeren Preisanstieg bei Nahrungsmitteln zu-
rückführen. Auf den vorgelagerten Wirtschaftsstufen blie-

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in %
gegenüber  
Vormonat

gegenüber  
Vorjahresmonat

Jan. Feb. Jan. Feb.

Insgesamt 0,1 0,2 2,1 1,9

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

-0,3 0,3 2,5 2,5

Nahrungsmittel 1,0 0,1 2,1 1,1

Wohnung, Betriebskosten -0,1 0,0 1,2 1,0

Gesundheitspflege 0,9 0,3 1,9 2,0

Verkehr 0,4 0,5 2,2 2,3

Nachrichtenübermittlung 0,2 0,6 -0,5 0,4

Freizeit, Unterhaltung, Kultur -1,6 0,7 1,5 1,4

Bildungswesen 1,4 0,1 4,8 4,6
Beherbergungs- u. Gast
stättendienstl.

0,1 0,4 3,3 3,2

Energie 0,8 0,2 -1,7 -1,9

Kraftstoffe 5,6 1,1 0,5 0,3

Dienstleistungen -0,2 0,4 3,2 3,2

Insgesamt (saisonbereinigt) 0,2 0,2 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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In der Industrie und im Handel deuten die Zeichen auf einen 
anhaltenden Stellenabbau, lediglich im Bauhauptgewerbe 
zeichnet sich ein leichter Beschäftigungsaufbau ab. Obwohl 
die Auftragslage der Unternehmen sich zu Jahresbeginn 
leicht verbesserte, bleibt die Arbeitskräftenachfrage somit 
insgesamt noch verhalten. Eine Trendwende am Arbeits-
markt ist daher aktuell nicht absehbar.

UNTERNEHMENSINSOLVENZEN WEITERHIN AUF 
HOHEM NIVEAU

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen ist nach amtlicher 
Statistik im Dezember 2025 um 13,5 Prozent gegenüber dem 
Monat November auf 2.037 beantragte Verfahren gestiegen; 
verglichen mit Dezember 2024 lag sie 13,7 Prozent höher. 
Im Vergleich zum Dezember-Mittelwert 2016 – 2019 ent-
spricht dies einer Veränderung von +36 Prozent. Im Gesamt-
jahr 2025 wurden 24.064 beantragte Unternehmensinsol-
venzen registriert. Das entspricht einem Anstieg von 
10,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Eine höhere Fallzahl 
wurde zuletzt im Jahr 2014 mit 24.085 Unternehmens
insolvenzen verzeichnet. 

Der im Vergleich mit der amtlichen Statistik methodisch 
enger gefasste und zeitlich aktuellere IWH-Insolvenztrend 
für Personen- und Kapitalgesellschaften weist im Februar 
mit 1.466 Insolvenzen einen Anstieg von fünf Prozent gegen-
über dem Vormonat sowie einen Anstieg von zwei Prozent 
gegenüber Februar 2025 aus. Die Zahl der betroffenen Be-
schäftigten (23.000) ist im Vergleich zum Vormonat um 
38 Prozent gestiegen und lag damit 22 Prozent über dem 
Wert von Februar 2025. 

Die Arbeitsmarktfrühindikatoren trübten sich zuletzt aber-
mals ein. Das IAB-Beschäftigungsbarometer verzeichnete 
im Februar einen spürbaren Rückgang und liegt mit 
99,5 Punkten erstmals seit einem halben Jahr unterhalb der 
neutralen Schwelle von 100 Punkten. Insbesondere die Be-
schäftigungsaussichten für Arbeitslose haben sich demnach 
in den Wintermonaten verschlechtert. Auch das ifo Beschäf-
tigungsbarometer hat den kräftigen Zuwachs des Vormonats 
zum Teil wieder eingebüßt. Die Beschäftigungsperspektiven 
im Dienstleistungssektor haben sich abermals eingetrübt. 

im Dezember gemäß vorläufigen Daten spürbar um 
48 Tsd. Personen zurück. Die angezeigte Kurzarbeit dürfte 
im Februar wieder auf einem ähnlichen Niveau wie zum 
Jahresende 2025 liegen.

ARBEITSMARKT

ARBEITSLOSE (SGB II und III)
3.Q. 4.Q. Dez. Jan. Feb.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,986 2,901 2,908 3,085 3,070

gegenüber Vorjahr in 1.000 157 111 101 92 81

gegenüber Vorperiode in 1.000* 17 6 3 1 1

Arbeitslosenquote 6,3 6,2 6,2 6,6 6,5

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

3.Q. 4.Q. Nov. Dez. Jan.

in Mio. (Ursprungszahlen) 46,0 46,1 46,2 46,0 45,7

gegenüber Vorjahr in 1.000 -16 -58 -60 -74 -94

gegenüber Vorperiode in 1.000* -42 -28 -8 -7 -13

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

3.Q. 4.Q. Okt. Nov. Dez.

in Mio. (Ursprungszahlen) 35,0 35,1 35,2 35,2 35,0

gegenüber Vorjahr in 1.000 9 -29 -12 -37 -40

gegenüber Vorperiode in 1.000* -10 -14 2 -17 5

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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BIP NOWCAST FÜR DAS  
ERSTE QUARTAL 2026

D as Prognosemodell des Nowcast schätzt für das erste 
Quartal 2026 aktuell einen Zuwachs des deutschen 

Bruttoinlandsprodukts um 0,4 Prozent. Der Nowcast liefert 
täglich aktualisierte, rein technische, zeitreihenanalytische 
Prognosen der Wirtschaftsleistung auf Basis jüngster Kon-
junkturdaten. Die Prognosen sind unabhängig von den 
Einschätzungen der Bundesregierung und des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie. Am 30. April 2026 
veröffentlicht das Statistische Bundesamt eine erste 
Schnellschätzung für das BIP-Ergebnis im ersten Quartal.

Seit erstmaliger Berechnung Anfang Oktober liegt der 
Nowcast für das erste Quartal durchgehend im positiven 
Bereich. Nach einem Startwert von 0,3 Prozent verringerten 
ungünstigere Meldungen zum LKW-Maut-Fahrleistungs-
index und eingetrübte Stimmungsindikatoren wie Ein-
kaufsmanagerindizes und Geschäftserwartungen den 
Schätzwert bis zum Jahresende 2025 auf 0,0 Prozent. Seit 
Januar zog vor allem die Verbesserung von Stimmungsin-
dikatoren wie dem ZEW-Konjunkturindex, dem ifo Ge-
schäftsklimaindex und dem S&P-Einkaufsmanagerindex 
für Deutschland den Nowcast bis Ende Februar auf 1,1 Pro-
zent nach oben. Anschließend kam es infolge von Rück-
gängen bei Auftragseingängen und Produktion im Berichts-
monat Januar zu einer deutlichen Abwärtsrevision des 
Schätzwerts auf zuletzt 0,4 Prozent.

1   �Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019): „Now-
casting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini, Hasenzagl, 
Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020) „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.

Der Nowcast für die saison- und kalenderbereinigte Verände-
rungsrate des preisbereinigten BIP gegenüber dem Vorquartal 
beträgt 0,4 Prozent für das erste Quartal 2026  
(Stand: 16.03.2026). 1

IN KÜRZE
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ECKWERTE DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND

		  saison- und kalenderbereinigte Entwicklung 1

4. Qu. 24 1. Qu. 25 2. Qu. 25 3. Qu. 25 4. Qu. 25

Veränderung gegenüber Vorquartal in %

 Verwendung des BIP (real)

 Private Konsumausgaben 2 0,2 0,4 0,2 0,0 0,3

 Konsumausgaben des Staates 0,1 -0,2 0,1 0,1 0,3

 Bruttoanlageinvestitionen 0,1 0,1 -0,2 0,1 0,2

    Ausrüstungen 0,0 0,0 -0,1 0,1 0,0

    Bauten 0,1 0,1 -0,1 -0,1 0,2

    Sonstige Anlagen 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0

 Vorratsveränderung 3 4 0,6 -0,5 0,2 0,5 -0,3

 Inländische Verwendung 1,1 -0,1 0,2 0,7 0,4

 Exporte -0,9 1,0 0,1 -0,4 -0,3

 Importe 0,0 -0,6 -0,5 -0,4 0,1

 Außenbeitrag 4 -0,9 0,4 -0,4 -0,8 -0,1

 Bruttoinlandsprodukt (real) 0,2 0,4 -0,2 0,0 0,3

 Preisentwicklung

 Deflator der Privaten Konsumausgaben 2 0,4 0,5 0,9 0,6 0,6

 Deflator des Bruttoinlandsprodukts 0,5 0,8 0,6 1,0 0,7

Veränderung gegenüber Vorquartal

 Erwerbstätige (Inland) in Tsd. 19 17 -9 -40 -25 

Stand: 25.02.2026
1   Kalender- und Saisonbereinigung des Statistischen Bundesamtes (Verfahren: X13 JDemetra+); 2   Einschließlich Private Organisationen ohne Erwerbszweck; 3   Ein-
schließlich Nettozugang an Wertsachen; 4   Absolute Veränderung der Vorräte und des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des 
BIP)
Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)

Das Statistische Bundesamt hat am 25. Februar die de-
taillierten Ergebnisse zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

im vierten Quartal 2025 veröffentlicht. Demnach stieg das 
BIP im Schlussquartal preis-, kalender- und saisonbereinigt 
um 0,3 Prozent gegenüber dem Vorquartal. Im Vorjahres-
vergleich ergibt sich ein preisbereinigter BIP-Zuwachs von 
0,6 Prozent. Damit bestätigte das Statistische Bundesamt 
seine Schnellmeldung vom 30. Januar.

DIE WIRTSCHAFTLICHE ENT WICKLUNG  
IM VIERTEN QUARTAL 2025

Das deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP) stieg im vierten Quartal 
2025 preis-, kalender- und saisonbereinigt um 0,3 Prozent gegen-
über dem Vorquartal. 

Wachstumsimpulse stammten von der Binnennachfrage, ins
besondere vom privaten Konsum und den Bauinvestitionen. Der 
Außenhandel lieferte einen negativen (rechnerischen) Beitrag. 

Die Bruttowertschöpfung nahm ebenfalls zu (+0,4 Prozent). 
Wachstumstreiber waren das Baugewerbe und der Dienst
leistungssektor, während die Wertschöpfung im Verarbeitenden 
Gewerbe stagnierte.  

IN KÜRZE WERTSCHÖPFUNGSPLUS IM BAU- UND 
DIENSTLEISTUNGSSEKTOR

Auf der Entstehungsseite der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) verbuchte die Bruttowertschöpfung ein 
preis-, kalender- und saisonbereinigtes Plus von 0,4 Prozent. 

Den deutlichsten Zuwachs verzeichnete das Baugewerbe 
mit +1,7 Prozent. Eine Ursache dafür dürften die vergleichs-
weise günstigen Witterungsverhältnisse im Dezember 
gewesen sein. Grundsätzlich verläuft die Baukonjunktur 
angesichts hoher Bau- und Finanzierungskosten aber noch 
gedämpft. 

Der Dienstleistungssektor steigerte seine Wertschöpfung. 
Insbesondere bei den öffentlichen Dienstleistungen, Erzie-
hung, Gesundheit stieg die Wertschöpfung wie schon in 
den vorherigen Quartalen bei anhaltendem Per-
sonalaufwuchs überproportional (+0,8 Prozent). 
Auch die sonstigen Dienstleister (+0,8 Prozent) 
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DEMOGRAPHISCHE UND KONJUNKTURELLE 
BREMSSPUREN AUF DEM ARBEITSMARKT

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird zunehmend von der 
demographischen Entwicklung sowie der noch schwachen 
Konjunktur geprägt. Die Zahl der Erwerbstätigen ging im 
Vorquartalsvergleich saisonbereinigt zum zweiten Mal in 
Folge leicht zurück (-0,1 Prozent). Gegenüber dem Vor
jahresquartal waren etwa 58 Tausend Personen weniger 
erwerbstätig. Dabei stand dem Personalaufwuchs im Dienst-
leistungssektor (v. a. im öffentlichen Dienst mit +212 Tau-
send Personen) ein Stellenabbau im Produzieren-
den Gewerbe (-180 Tausend Personen) entgegen. 

sowie die Bereiche Information und Kommunikation 
(+0,4 Prozent) und Unternehmensdienstleister (+0,2 Pro-
zent) konnten ihre Wertschöpfung vor dem Hintergrund 
der binnenwirtschaftlichen Erholung erhöhen.  

Im Bereich Handel, Verkehr und Gastgewerbe stagnierte 
die Wertschöpfung (+0,0 Prozent). Darin spiegeln sich zum 
Teil die im November und Dezember rückläufigen Neu-
zulassungen wider.

Auch die Wertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe trat 
insgesamt auf der Stelle (+0,0 Prozent). Die Industriekon-
junktur verläuft derzeit verhalten, weil geopolitische Un-
sicherheiten und der zunehmende Konkurrenzdruck auf 
den Weltmärkten die Auslandsnachfrage dämpfen. 

BINNENWIRTSCHAFTLICHE ERHOLUNG SETZT 
SICH FORT

Auf der Verwendungsseite der VGR wurde das BIP-Wachs-
tum von 0,3 Prozent von der Binnennachfrage getragen. 

Der stärkste Wachstumsimpuls stammte vom privaten Kon-
sum, der dank steigender Reallöhne um 0,5 Prozent zu-
nahm. Preisbereinigt mehr Geld ausgegeben haben die 
Verbraucherinnen und Verbraucher im Inland für das Woh-
nen (+1,7 Prozent), für Gastronomie- und Beherbergungs-
dienstleistungen, Gesundheit sowie Freizeit, Sport, Kultur 
und Bildungsdienstleistungen (je +1,5 Prozent). Gespart 
wurde im Bereich Verkehr (-2,8 Prozent) und Alkoholische 
Getränke, Tabakwaren und Drogen (-0,5 Prozent). 

Auch der staatliche Verbrauch trug im Zuge erhöhter Arbeit-
nehmerentgelte sowie erhöhter sozialer Sachleistungen mit 
einer Steigerung um 1,1 Prozent spürbar zum Wachstum 
bei. 

Am deutlichsten legten die Bauinvestitionen mit einem von 
günstiger Witterung unterstützten Anstieg um preisberei-
nigt 1,6 Prozent zu. Die Ausrüstungsinvestitionen blieben 
nach dem deutlichen Wachstum im Vorquartal nahezu kon-
stant (+0,1 Prozent), wurden aber auch zuletzt von höheren 
öffentlichen Investitionen (u. a. für Verteidigungsgüter) ge-
stützt. Die Sonstigen Anlageinvestitionen, worunter u. a. 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung, Software und 
geistiges Eigentum fallen, verbuchten erneut ein kräftiges 
Plus (+1,0 Prozent). Damit ergab sich für die Bruttoanlage-
investitionen eine Veränderungsrate von 1,0 Prozent. 

Demgegenüber fiel der rechnerische Wachstumsbeitrag von 
der Außenwirtschaft negativ aus. Aufgrund der gedämpften 
Auslandsnachfrage gingen die Exporte mit -0,6 Prozent 
stärker zurück als die Importe (-0,3 Prozent), sodass der 
Außenbeitrag -0,1 Prozent betrug. Exportorientierte Unter-
nehmen erfahren zunehmend Gegenwind durch schärfere 
Konkurrenz auf den Weltmärkten, nachlassende Wettbe-
werbsfähigkeit und gestiegene Handelsbarrieren.
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Die Erwerbstätigen steigerten nach vorläufigen Berechnun-
gen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) ihre durchschnittlichen Arbeitsstunden im vierten 
Quartal im Vergleich zum Vorjahresquartal um 0,7 Prozent. 
Aufgrund der verringerten Zahl erwerbstätiger Personen 
fällt das Plus des Arbeitsvolumens mit 0,5 Prozent etwas 
geringer aus. 

Die Arbeitnehmerentgelte (Bruttomonatsverdienste ein-
schließlich Sonderzahlungen und Sozialbeiträgen der 
Arbeitgeber) stiegen im vierten Quartal gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um 4,8 Prozent. Damit schwächt sich das 
Lohnwachstum im Vergleich zur bisherigen Entwicklung 
im Jahr 2025 etwas ab. Für das dennoch deutliche Plus 
waren höhere Sozialversicherungsbeiträge sowie Prämien 
und Abfindungen ausschlaggebend. 

Die Bruttolöhne und -gehälter legten im vierten Quartal 
mit +4,3 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum nicht 
ganz so deutlich zu wie die Arbeitnehmerentgelte. Ange-
sichts der geringen Beschäftigungsdynamik wuchsen die 
Effektivlöhne (Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer) 

leicht stärker um 4,4 Prozent. Der Anstieg der Nettolöhne 
und -gehälter (insgesamt und pro Arbeitnehmer) fällt auf-
grund gestiegener Sozialversicherungsbeitragssätze und 
höherer Lohnsteuerzahlungen mit+3,3 Prozent etwas we
niger stark aus. Hier ebbt die Umsetzung jüngster Tarifab-
schlüsse allmählich ab. Dennoch liegt die Steigerung der 
Bruttolöhne und -gehälter mit einem Reallohnplus von 
+1,9 Prozent im Vorjahresvergleich deutlich oberhalb der 
Inflationsrate. 

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen nahmen 
mit +5,5 Prozent etwas stärker zu als das Arbeitnehmerent-
gelt, wobei allerdings ein kräftiger Einbruch im Vorjahres-
zeitraum eine wesentliche Rolle spielt. Da sich der nomi-
nale private Konsum mit einem Plus von 4,4 Prozent im 
Vorjahresvergleich stärker entwickelte als die Verfügbaren 
Einkommen (+3,3 Prozent), reduzierte sich die Sparquote 
auf 9,4 Prozent. Im vierten Quartal 2024 hatte sie noch bei 
10,4 Prozent gelegen. Auch in saisonbereinigter Betrachtung 
bewegt sie sich mit 10,3 Prozent unterhalb ihres langjähri-
gen Durchschnitts von 10,9 Prozent.
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Konjunkturtermine

MAI 2026

07.05.2026 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im März 2026

08.05.2026 Produktion im Produzierenden Gewerbe im März 2026

14.05.2026 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Mai 2026“

JUNI 2026

08.06.2026 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im April 2026

09.06.2026 Produktion im Produzierenden Gewerbe im April 2026

12.06.2026 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Juni 2026“

APRIL 2026

01.04.2026 Frühjahrsgutachten der Gemeinschaftsdiagnose

08.04.2026 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Februar 2026

09.04.2026 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Februar 2026

13.04.2026 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im April 2026“

22.04.2026 Frühjahrsprojektion der Bundesregierung
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